SR 83. Freitag 


des Großherz 


Einwohner des Großherzogthums Poſen! 
Die Reorganiſation der Provinz, wie ſie Se. Majeſtät verſprochen, 


ſoll 
beginnen; ich bin dazu mit den nöthigen Vollmachten verſehen. Ich hoffe, das 
Vertrauen der ganzen Bevölkerung kommt mir bei dem ſchwierigen Werke ent⸗ 


gegen, dürfte ich das nicht hoffen, würde ich den 
nie übernommen haben. g 

Polen! Ihr wünſcht eine nationale Regierung, ein nationales Gerichts⸗ 
Verfahren in Eurer Sprache, Ihr werdet Beides haben; als erſte Sicherheit 
dafür haben Se. Majeſtät beſtimmt, daß ein Mann polniſcher Abkunft an 
die Spitze der Verwaltungsbehörde treten, und daß die freie Wahl der Land⸗ 
räthe wiedergegeben werden ſoll. Ihr wünſcht eine nationale Bewaffnung, Ihr 
habt ſie ſchon an der Landwehr; es giebt keine volksthümlichere als dieſe. Alles 
was Ihr wünſchen könnt, wird ſich leicht an ſie anſchließen, und ich werde gern 
Vorſchläge erfahrener Männer unter Euch entgegennehmen über Aenderungen, 
welche etwa begehrt werden könnten, wie z. B. Abzeichen und Dienſtſprache. 

Deutſchel Hegt keine Beſorgniß; die Rechte, welche Eure Sprache Euch 
giebt, ſind unverlegbar, ganz Preußen gewährt fie Euch. Als leitendes Prin⸗ 
cip für die künftigen Einrichtungen ſteht feſt, daß jeder in feiner Sprache res 
giert werde, in ihr fein Recht empfange. Keiner foll nöthig haben zu irgend 
welcher Behörde in einer andern Sprache zu reden als in der ſeinigen, noch 
darf er anders als in ihr beſchieden werden oder ſein Urtheil empfangen. Habt 
Vertrauen zu Euren polniſchen Landsleuten, bei aller natürlichen Aufregung 
der letzten Zeit haben ſie doch die ernſteſten Anſtrengungen gemacht, Keinem von 
Euch zu nahe zu treten. Einzelnes iſt eine Ausnahme, die ſie ſelbſt beklagen, 
und auch Einzelne von Euch haben nicht immer das rechte Maaß gehalten. 

Darum vor Allem, keine gegenſeitigen Anſchuldigungen, ſeht nur auf 
das Ganze, ſeid nachſichtig und milde gegen das Einzelne. In der Einigkeit 
ſeid Ihr ſtark, in der Entzweiung jedem Winde, der von Außen kommt, 
Preis gegeben. r 

Nach dieſen allgemeinen Andeutungen ſoll nun ſofort ans Werk geſchritten 
werden. Aber eine Vorbedingung muß ich machen: Zuvor muß Ordnung 
und Geſetzlichkeit vollkommen wieder hergeſtellt fein. Es darf keine Auctorität 
im N geben, welche nicht von der Regierung ausgeht, nicht von ihr ſank⸗ 
tionirt iſt. . 

Von den beſtehenden Comité's kann ich nur die beſtätigen, welche lediglich 
lokale Zwecke, die öffentliche Sicherheit, im Auge haben und deren Fortbeſte⸗ 
hen die Ortsbehörden wünſchen, alle anderen müſſen ſich ſofort aller und jeder 
öffentlichen Handlung enthalten. N 

Jede ungeregelte freiwillige Bewaffnung in Trupps wird im eigenen In⸗ 
tereſſe der Nationalität gut thun, ſich unverzüglich aufzulöſen. Es droht für 
jetzt noch keine Gefahr von Außen. Träte ſie uns nah, ſo würde ich der erſte 
ſein, welcher die Vaterlandsliebe der Eingeborenen zu jeder Anſtrengung aufs 
forderte. Für jetzt kann Jeder ruhig in feine Heimath zurückkehren. Eure 
Gefahr iſt auch die unſrige, und wir werden dann ihr zuſammen entgegentreten. 
Testen. jetzt geſchehen, iſt nur eine unzeitige Verſchwendung von Geld und 

Wer ſich dem Dienſte der Waffen aber widmen will, kann ſich bei den 
e melden, I" wird, wenn er dienſtfähig iſt, einge⸗ 

c . 

Polen! Die edelften Männer unter Euch haben mir ihre Mitwirkung 
für die Herſtellung der Ordnung, wie ich fie verlangen muß, zugeſagt; ich 
werde mich in ihrer Begleitung bald überzeugen, ob meine Wünſche überall 
erfüllt ſind und dann ſoll es ſchnell ans Werk gehen. Bis dahin kann nur 
vorbereitend berathen werden. Ich werde dazu Männer jeden Standes, jeder 
Sprache in angemeſſenem Verhältniſſe heranziehen und hoffe fiher Sr. Ma⸗ 
jeſtät Regierung nur ſolche Vorſchläge zu machen, welche das Zeichen gerechter 
Abwägung aller Intereſſen an ihrer Stirne tragen. 

Noch einmal alſo Ordnung, Ruhe, Geſez! Ohne Ordnung keine Frei⸗ 
beit, und Polen! bedenkt, welches unverhoffte volle Maaß bürgerlicher und poli⸗ 
tiſcher Freiheit Ihr durch die großen Gaben der letzten Wochen mit uns genießt, 

ehr als einer von uns zu erleben hoffte. Wollt Ihr aber unſere Freiheit mit⸗ 
genießen, müßt Ihr zunächſt auch in unſere Ordnung eingehen. 
Werdet Ihr zu derſelben zurückkehren, Euch geordnet und ruhig in Eure 
Heimath begeben, ſo verbürge ich Euch für das Geſchehene die vollſtändigſte 
aun ee Sr. Majeſtät zu erwirken. 

oſen, den 6. April 1848. 8 
8 Der Königl. Kommiſſarius und Präſes der Kommiſſion zur 
Reorganiſation des Großherzogthums Posen. 
v. Williſen, General⸗Major. 


ſonſt ſo ehrenvollen Auftrag 


gthums Poſen. 
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den 7. April 1848. 


Inland. 


Berlin, den 4. April. Se. Majeſtät der König haben den Oberpräfidenten 
Bötticher auf ſeinen Antrag von der Verwaltung des Oberpräſidiums der Pro⸗ 
vinz Preußen zu entbinden und den bisherigen Regierungs⸗Präſidenten v. Auers⸗ 
wald zum Oberpräſidenten dieſer Provinz zu ernennen geruht. 

Der Graf Pork von Wartenburg hat die ihm übertragen geweſene kom⸗ 
miſſariſche Verwaltung des Oberpräſidiums dieſer Provinz nunmehr niedergelegt. 

Se. Majeftät der König haben Allergnädigft geruht: Dem Oberft-Lieutenant 
a. D. Anter den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; dem Schulzen Kloſe zu 
Wandritſch im Kreiſe Steinau das Allgemeine Ehrenzeichen und dem Gefreiten 
Brenner der Sten Pionier-Abtheilung die Rettungs-Medaille am Bande zu 
verleihen. 8 


Poſen, den 6. April. Geſtern Abend iſt der General v. Williſen von 
Berlin mit Inſtructionen für die nationale Reorganiſation der Provinz hier einge⸗ 
troffen. Was wir darüber flüchtig vernommen, hat uns über ſeine Miſſion in 
befriedigendſter Weiſe aufgeklärt und beruhigt. Bis jetzt war die „nationale 
Reorganiſation“ nur in Polniſchem Sinne gedeutet worden; daher die Auf- 
regung der Deutſchen in der ganzen Provinz ſo allgemein. Sie hatten durch 
zahlreiche Proclamationen, durch Deputationen und andere Kundgebungen gegen 
die irrthümlich verausgeſetzte Abſicht, ſie zu entnationaliſiren mit patriotiſcher Eut⸗ 
rüͤſtung ſich erhoben, und von eben dieſer irrigen Auffaſſung verleitet, das anfcheis 
nend plan: und rathloſe Verfahren unſerer oberſten Civil- und Militair⸗Behörden 
der bitterften Kritik unterworfen. Mögen die Männer, deren politiſcher und amt⸗ 
licher Charakter fo ſchwer und jo bitter angefeindet worden, zunächſt darin eine 
Genugthuung finden, daß die Regierung unſers Königs, wie wir aus zuverläfliger 
Quelle erfahren, ihnen dankbar iſt für die Weisheit und Selbſtverläugnung, mit 
der ſie trotz der ungeſtümſten Aufforderungen und heftigſten Aureizungen jeden 
Kouflikt vermieden haben, der die gegenſeitige Erbitterung der beiden Nationali- 
täten auf's gefährlichſte geſteigert und wahrſcheinlich die anzubahnende Reor⸗ 
ganiſation einer blutigen Verwickelung preis gegeben haben würde. — Bald 
werden hoffentlich auch die heftigſten Kritiker Deutſcher Zunge einräumen, 
daß den beiden Provinzial-⸗Chefs die Nichtanwendung von Gewaltmitteln durch die 
zwingendſten Gründe einer über die Gränzen des Provinzial-Jutereſſes hinausrei⸗ 
chenden Politik geboten war; ſie werden doch endlich ſich überzeugen laſſen, daß 
das entgegengeſetzte Verfahren unabſehbares Unglück über die vielen Deutſchen 
bringen konnte, die nicht ſo glücklich waren, unter dem Schutze einer 
mehr als ausreichenden Beſatzung die Maßregeln und Unterlaſſungen der 
Behörden gefahrlos zu kritiſiren. — Ordnung und Geſetz, hier und an 
vielen Orten der Provinz geſtört oder gelähmt, werden, wir hoffen es mit wohl⸗ 
begründeter Zuverſicht, binnen wenigen Tagen ohne alle Gewaltmittel wiederher— 
geſtellt ſeyn. Dieß iſt unſers Erachtens die erſte und unerläßliche Bedingung, ohne 
welche der Herr v. Williſen feine reorganiſtrende Thärigfeit gar nicht beginnen 
kenn. Erſt wenn alle Königliche und Kommmmalbehörden ihre volle Thaͤtigkeit 
wieder begonnen, und jede Auflehnung gegen den geſetzlichen Gang der Verwal⸗ 
tung aufgehört hat, wird von der weiteren Entwickelung und Löſung der dem 
Herrn v. Williſen gewordenen Miſſion, der wir mit großer Beruhigung entge⸗ 
genſehen, die Rede ſeyn können. 

Hr. Orla Lehmaun, der Chef des Däniſchen Ministeriums, befand ſich in 
außerordentlichem Auftrage des Königs don Danemark hier, um zu verſuchen, ob 
ſich die Schleswig- Holſteinſche Frage noch ohne Schwertſtreich löſen laſſe und iſt 
in derſelben Angelegenheit geſtern über Hannover nach London abgegangen, 
indem die Engliſche Vermittelung in dieſer Sache angetragen iſt. Von Seiten 
Preußens iſt Hr. v. Wildenbruch nach Kopenhagen abgegangen, um dort in eben 
dieſer Angelegenheit zu unterhandeln. Die Preußiſchen Regimenter, welche zum 
Abmarſche nach der Holſteinſchen Grenze beſtimmt waren, haben deshalb Gegen⸗ 
befehl erhalten. Wie es heißt, will der König von Dänemark Holſtein gänzlich 
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entſagen, nicht aber Schleswig, womit auch Rußland und England einverſtande 
ſein ſollen. a 

Geſtern verſammelte der Polizei- Präfident und Chef der Bürgerwehr, v. 
Minutoli, die ſämmtlichen Hauptleute der letzteren, um ihnen mitzutheilen, daß 
er das ihn ſo ſehr ehrende Kommando über die Bürgerwehr nicht länger beibe— 
halten könne, indem er von Sr. M. dem Könige beauftragt ſei, ſofort für die 
ganze Monarchie eine Reorganiſation der Polizei zu bearbeiten. Hr. v. Minutoli 
hat alſo ſein Ehrenamt, als Chef der Berliner Bürgerwehr, mit dem geſtrigen 
Tage niedergelegt. Der Hauptmann Nobiling trug nunmehr auf die Wahl 
eines K. Prinzen zum Chef der Bürgerwehr an, was indeß wenig Anklang, ja 
ſogar lauten Widerſpruch fand. Zur Wahl eines neuen Chefs wird morgen im 
Saale des Gymnaſiums zum grauen Kloſter von den Hauptleuten geſchritten 
werden. 

Geſtern ſahen wir hier eine Verſammlung der jungen Leute, welche unter der 
Führung dreier oder mehrerer hieſigen Studirenden eine Freiſchaar für Schleswig— 
Holſtein bilden wollen. Es mögen ſich jetzt gegen 200 gebildet haben, darunter 
25, welche früher unter dem Militair geftanden, den Kern der ganzen Truppe 
bilden werden, die man vorläufig auf 300 Mann ausdehnen will. In dieſem 
Augenblick werden zunächſt hier die nöthigen Schritte gethan, um zu der Bildung 

und zum Abmarſch der Truppe die Bewilligung zu erhalten. Während dann die 
Organiſation beginnt, werden die Führer des Freikorps nach Rendsburg abgehen, 
um ſich dort wegen der Bürgſchaften zu verſtändigen, worauf daun das Korps 
ſogleich aufbricht. In 10 bis 12 Tagen kann die ganze Truppe in Rends— 
burg ſein. a 

Das hieſige, allgemein geachtete Bankierhaus, (2) welches vorgeſtern, wenn 
ausgebliebener Rimeſſen feine Zahlungen einſtellen mußte, hatte noch am 1. d. 
M. Wechſel im Belaufe von 203,000 Thlr. ausgezahlt. Das Haus beſteht 
hier bereits ſeit 72 Jahren, während welcher Zeit es ſich ſtets des größten Ver— 
trauens des Publikums zu erfreuen hatte. Es geſchieht hier ſehr viel, um dieſem 
Hauſe wieder aufzuhelfen, was, wie man hofft, auch wohl gelingen wird. 

Berlin. — Der Kultus-Miniſter, Graf Schwerin, hat feine Entlaſſung 
wiederholentlich angeboten, aber bis heute noch nicht erhalten, weil ein für die 
Zeit paſſender Nachfolger noch nicht gefunden werden konnte. Einen ſolchen zu 
finden, halten wir überhaupt nicht wohl für möglich, da die Exiſtenz eines Mir 
niſteriums des Kultus mit der Idee des modernen Staates generaliter im Wider— 
ſpruche ſteht. Der moderne Staat wird nicht umhin können, das kirchliche Ele— 
ment gänzlich von ſich auszuſcheiden und die Befriedigung des religiöſen Bedürf— 
niſſes jedem Einzelnen zu überlaſſen, da nur fo zugleich das uns gegebene Aſſo⸗ 
clations-Recht zu einer wirklichen Wahrheit erhoben werden kann. 
Staat berechtigt iſt, ſeine Bürger bei irgend einer Gelegenheit zu fragen, welche 


Religion fie bekennen, oder auch nur, ob ſie überhaupt eine kennen, iſt die für 


die Entwickelung unſeres Staates nothwendige Freiheit des Gewiſſens noch nicht 
gegeben. Eine vollſtändige Trennung der Kirche vom Staate, in einer Weiſe, 
daß die erſtere durchaus Privatangelegenheit wird, erſcheint uns, nach dem Vor— 
bilde von Nordamerika, als unerläſſig. 

Hanfemann ſoll 60 Millionen Thlr. in der Kriegskaſſe und 64 Millionen 
im Staatsſchatze, darunter einige Millionen Staatsſchuldſcheine, vorgefunden ha— 
ben. Er hat indeſſen aus letzterem zur Hebung des geſunkenen Kredits und Ge— 
werbfleißes durch Kredit-Inſtitute 10 Millionen flüſſig gemacht. Wie man hört, 
ſoll der neue Finanzminiſter hinſichtlich des Staatsſchatzes beabſichtigen, denſelben 
nicht ganz und gar, wie es früher geſchehen, unfruchtbar liegen zu laſſen; auch 
will er, wie man hört, vorläufig keine Staatsſchuldſcheine mehr aufkauſen laſſen. 

Greifswald, den 2. April. So eben erhalte ich aus Roſtock vom 3 1ten 
v. M. folgende Nachricht: „Schon vor einigen Tagen trafen zwei Abgeordnete 
der Krone Dänemarks — Lehmann und Knuth (doch nicht die beiden Miniſter 
gleichen Namens), — welche ſich au unſerer Küſte hatten ans Land ſetzen laſſen, 
hier ein, und reiſeten, nachdem ſie Depeſchen, wie man ſagt, nach England und 
Rußland, auf die Poſt gegeben hatten, ſofort weiter nach Berlin. Geſtern kam 
wieder ein Däniſches Dampfſchiff in unſern Hafen mit einem andern Dänifchen 
Geſaudten, General Oxholm an Bord, welcher ebeufalls ſogleich nach Berlin gereiſt 
iſt. Indeſſen haben einige Kaufleute und Schiffer ihn ſowohl, als den Capitain 


des Dampfſchiffes geſprochen, und beide haben ihnen in Betreff des Verhältniſſes 
von Dänemark zu Deutſchland die beruhigendſten Verſicherungen gegeben, und 


ihnen gefagt, daß es durchaus nicht in der Abſicht () Dänemarks läge, mit Deutſch⸗ 
laud einen Krieg anzufangen, was ja rückſichtlich des Sundzolles ihr, der Dänen, 
eigenes Sutereffe, ihnen verbiete. Der Sund ſei nach wie vor ganz frei und Schiffe 
aller Flaggen könnten ungehindert paſſireu. Auch, fo hatte der Dampſſchiffs⸗ 
Capitain verſichert, Holſteiniſche Schiffe ließe man frei, doch würden ſolche ihrer 
Mannſchaften beraubt und als Däutſche Unterhanen einſtweilen gefangen genom— 
men ꝛc. Hiernach ſcheinen alſo im Sunde Deutſche Schiffe, für den Augenblick 
wenigſtens, ungefährdet zu fein und werden die Dänen es auch gewiß in der Folge 
nicht leicht wagen, der Schifffahrt (ausgenommen durch den Schleswig-Holſtein.“ 
Kanal) Hinderniſſe in den Weg zu legen. Cs köunte ihnen theuer zu ſtehen kommen.“ 

Stettin, den 2. April. Wie man hört, ſind nunmehr Ingenieuroffiziere 
mit Mannſchaften von hier abgegangen, um theils in Swinemünde, wo es ſchon 


vor Jahr und Tag geſchehen ſollte, jedoch bisher immer unterblieb, theils auf 
dem Revier zwiſchen dort und hier Batterien und Befeſtigungen zu errichten. Na⸗ 


türlich laßt ſich in dieſem Augenblicke noch nichts darüber ſagen, ob es überhaupt 
Noth darum thut, doch fürchten wir ſehr, daß, wenn über kurz ober lang wirk⸗ 


So lauge der; 


lich feindliche Angriffe von der einen oder anderen Seite auf unſerer Kuͤſte erfol⸗ 
gen ſollten, dieſe Batterien und Befeſtigungen ſich nur als ein ſchwaches Wider⸗ 
ſtandsmittel erweiſen werden. Inzwiſchen werden die gegenwärtigen Umſtände 
hoffentlich zugleich darauf hinführen, daß ohne Verzug zwiſchen hier und Swine⸗ 
münde eine (wenn auch nur einfache, vorläufige) Telegraphenlinie, entweder von 
Seiten des Gouvernements oder unſerer Kaufmannſchaft, errichtet wird. 

So eben theilt man uns aus Colberg mit, daß von dem Hafen diefer Stadt 
aus eine Engliſche Flotte von 17 Segeln geſehen worden fei. Die Strand. Befe⸗ 
ſtigungen Colbergs iſt man im Begriff zu vervollſtändigen. 

Elbing. — Es iſt ſchon öfter, am Sonnabend unter Anderm in öffentlicher 
Bürgerverſammlung, die Rede davon geweſen, ob es nicht eine Lebensfrage für 
das jetzige Miniſterium wäre, beim Könige darauf anzutragen, daß die hoͤchſten 
Behörden unſerer Provinz, die auf keine, auch nicht die kleinſte Sympathie unter 
den Bürgern rechnen dürfen, von ihren Stellen entfernt und dieſelben mit Männern 
beſetzt würden, die das Vertrauen des Volkes haben. Der Oberpräſident Bötti— 

"her, der Polizeipräſideut v. Lauterbach haben Dienſtreiſen unternonmmen, 


wohin, weiß Niemand; man glaubt indeſſen, die Dienſtreiſe ſei nur eine mildere 


Form für eine freiwillige Entfernung von ihrem Amte. Indeſſen iſt durch eine 
bloße Dienſtreiſe ein ſolcher Wechſel nicht offiziell ausgeſprochen, wie er doch eigent— 
lich ausgeſprochen fein müßte. Die beiden genannten Männer waren mit großem 
Eifer Diener alten Syſtems, außer ihnen aber noch der Generalfuperintendent 
Sartorius und der Provinzialſchulrath Lucas. Die beiden letzteren haben 
noch keine Reife in Dienftgefchäften angetreten, auch wird dieſes hier nicht gewünſcht, 
ſondern daß ſie wie das Syſtem fallen möchten. Ein freiſinniges Miniſterium 
kann unter ſeinen höchſten Beamten keine ſo entſchiedenen Auhänger einer reactio— 
nairen Politik dulden, oder es wird ſelbſt das Vertrauen der Nation verlieren. 
Wie man hört, iſt eine Petition um Entlaſſung dieſer vier hohen Beamten an das 
Miniſterium im Gange und wird nächſtens abgehen. 
Thorn. — Man iſt hier geſpannt auf Nachrichten aus Ruſſiſch-Polen, 
indeſſen erfährt man von dort nichts Gewiſſes. Briefe, die nach Polen von hier 
gehen und von da her kommen, werden ohne Weiteres erſt nach Warſchau geſendet 
und dort zuvor geöffnet; dann kommen ſie in die Hände der Adreſſaten. Aus 
dieſem Grunde erſuchten Geſchäftsleute aus Polen ihre hieſigen Geſchäftsfreunde, 
ihnen nichts Politiſches mitzutheilen. Große Truppenmaſſen ſollen bei Warſchau 
und Kaliſch zuſammengezogen ſein, doch verlautet auch hierüber nichts Genaueres, 
nur daß die Grenzſtädte von Truppen noch bis jetzt entblößt ſind, iſt eine Thats 
ſache. Ferner auch, daß die Polniſche Bank aus der Stadt in die Citadelle von 
Warſchau gebracht worden iſt. . 


A u 8 1 a n d. 
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Deutſchland. 

Heidelberg, den 30. März - (M. J.) Auf die Einladung einer Anz 
zahl hieſiger Bürger hat ſich heute Nachmtttag um 1 Uhr eine ſehr zahlreiche Ver: 
ſammlung von Einwohnern der Stadt Heidelberg, aus allen Ständen und Klaſſen 
im Aulaſaale eingefunden und einmüthig zu erklären beſchloſſen: 1) Daß fie be⸗ 
reit ſeien, nicht nur jede Störung der Ordnung und Ruhe im Junein der Stadt 
kräftig zurückzuweiſen, ſondern auch 2) Jeden Angriff und jede bewaffnete Ein⸗ 
miſchung von Außen in die Angelegenheiten unſeres Vaterlandes energiſch abzu⸗ 
wehren, fo wie auch 3) Jede Störung der friedlichen Berathung des Deutſchen 
Parlaments nach Kräften zurückzuhalten. Die Verſammlung ſpricht zu dieſem 
Ende den dringenden Wunſch aus, daß die Bürgerwehr ſo ſchnell wie möglich or⸗ 
ganiſirt, bewaffnet und gemuſtert werde, um jede Gefahr von Innen und Außen 
zurückzuweiſen. Heidelberg, den 30. März 1848. Der Vorſitzende der Verſamm⸗ 
fung. Küchler. Die Verſammlung war ſehr zahlreich, Küchler wurde durch Zuruf 
zum Vorſitzenden gewählt. Es ſprachen Küchler, Henking, Profeſſor Pfeuffer, 
Häuſer und Stud. Morell. Der Abſatz 2) des Beſchluſſes galt vorzüglich den aus 

Frankreich kommenden Deutſchen. ; 

Engen, den 30. März. (Karlsr. 3.) Heute war hier wieder Volks⸗ 
verſammlung. Die Stimmung war aufgeregter, als je. Der Ruf nach Republik 
war allgemein und heftig unter dem Landvolk; die Verſammlung beſchloß, 12 Ab⸗ 
geordnete nach Frankfurt zu ſchicken, und die Verſammlung daſelbſt aufzufordern, 
daß ſie die Republik verkünde; wo nicht, ſo wolle man ſolche in Baden allein pro⸗ 
klamiren. Zugleich wurde beſchloſſen, daß alle Bauern ihre Söhne, welche bei dem 
Militair feien, zurückrufen. Die Anarchie iſt groß; es werden keine Steuern mehr 
erhalten; alle Geſchäfte ſtocken, und das Land tft mehr, als je, von Landſireichern 
durchſchwärmt. 

Oeſterreichiſche Staaten. 

Wien, den 2. April. Am 23ſten erſchien zu Turin ein Manifeſt des 
Königs nachſtehenden Inhalts: „Völker der Lombardei und Venedigs! „Die Ge⸗ 
ſchicke Italiens gehen der Reife entgegen; ein glücklicheres Loos laͤchelt den uner⸗ 
ſchrockenen Vertheidigern von Rechten, die mit Fuͤßen getreten waren. Die Liebe 
zum Vaterlande, das Verſtändniß der Zeit, die Gemeinſamkeit der Wünſche be⸗ 
wogen Uns, zuerſt der allgemeinen Bewunderung, die Italien Euch zollt, Uns 
zuzugeſellen. Völker der Lombardei und Venedigs! Unſere Truppen, die 
ſchon an Eurer Grenze ſich ſammelten, als Ihr mit der Befreiung der 
glorreichen Stadt Mailand voraneiltet, kommen jetzt, um in den ferneren Kaͤm⸗ 

pfen Euch den Beiſtand zu leiſten, den der Bruder vom Bruder, der Freund vom 
Freunde erwartet. Wir werden Eure gerechten Wünſche fördern, im Vertrauen 
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auf den Beiſtand des Goltes, der ſichtlich mit uns iſt, des Gottes, der Italien 
Pius IX. geſchenkt, des Gottes, der durch jo wunderbare Anregungen Italien 
fähig machte, ſelbſiſtändig zu handeln. Und um noch mehr durch äußere Zeichen 
das Gefühl der Italieuiſchen Einigung zu beihätigen, wollen Wir, daß Unſere 
Truppen bei ihrem Eintritte in das Gebiet der Lombardei und Venedigs über der 
dreifarbigen Italieniſchen Fahne das Savohiſche Wappen führen.“ 

Dieſes Dokument bedarf keines Kommentars. Es geht daraus nur zu beuts 
lich hervor, daß die Sardiniſche Regierung der Sache der Empörung in einem 
befreundeten, mit ihr in tiefem Frieden lebenden Nachbarſtaate ihre thätige Unter⸗ 
ſtützung zugewendet hatte, während ihre offizielle Sprache bis zum letzten Augen⸗ 
blicke, wo ſie endlich die Maske fallen ließ, Freundſchaft heuchelte und Vertrauen 
zu erwecken ſuchte. Welchen Namen eine ſolche Handlungsweiſe verdiene, dieſes 
auszuſprechen überlaſſen wir dem Urtheile der Zeitgenoſſen und dem Zeugniſſe der 
unparteiiſchen Geſchichte. Nach der Bekanntmachung des obenſtehenden Aufrufs 
hat der Kaiſerliche Geſandte auf der Stelle feine Päſſe gefordert und erhalten. 

Nach Einlangen der diesfälligen Berichte ſind dem Königl. Sardiniſchen, bei 
dem Kaiſerl. Hofe beglaubigten Geſandten gleichfalls feine Päſſe zugefertigt worden. 

Nach offiziellen Berichten aus Genua vom 23. März hat daſelbſt ein Volks⸗ 
haufe am nämlichen Tage von dem Kaiſerl. Konſulat das Oeſterreichiſche Wappen 
herabgeriſſen und durch die Straßen geſchleift, ohne daß die Behörden dieſes jträfs 
liche Beginnen gehindert hätten. Der Kaiſerl. General-Konſulats-Verweſer hat 
hierauf feine Päſſe gefordert. 

Bei der geſtern unter dem Vorſitze des Miniſter⸗Präſidenten, Grafen von 
Kolowtat, ſtattgehabten Verſammlung des Miniſterrathes wurden die Maßregeln 
zur Sicherheit und Paciſizirung des Lombardiſch⸗Venetiauiſchen Königreiches und 
die Beſtimmungen wegen Ergänzung des Miniſterrathes ſelbſt, ſo wie wegen Be⸗ 
ſtellung der Landes» Verwaltung Böhmeng, beſchloſſen. 

Aus Klauſenburg wird vom 21. März gemeldet, daß die Studirenden im 
Vereine mit der Bürgerſchaft eine Petition um Einverleibung Siebenbürgens mit 
Ungarn an bas Gubernium gebracht haben, welche von dieſem günſtig aufgenom⸗ 
men worden ſein ſoll. 

Der Erzherzog Albrecht reichte geſtern in Gegenwart der ſämmtlichen hier 
anweſenden Generale dem proviſoriſchen Kriegs-Miniſter, Fürſten Hohenlohe, 
feine Entlaffung als Kommandirender Niederöſterreichs ein. Se. K. Hoh. 
drückt den Wunſch aus, dem Vaterlande, im Fall der Noth gegen äußere Feinde, 
ſein Blut und Leben opfern zu können. Abends reiſte er nach ſeinem Gut Seelo— 
witz ab. Der Erzherzog Ludwig weicht dem donnernden Angriff, der ſich vorerſt 
durch Koſſuth's entflammende Rede in Preßburg öffentlich Luft machte, und ver⸗ 
läßt heut die Hauptſtadt. Die Mißſtimmung gegen dieſen reaktionären Prinzen 
hatte auch hier ſchon den höchſten Grad erreicht. — Geſtern, Mittags 1 Uhr, 
traf der Erzherzog Stephan in Preßburg mit der erwarteten Zurücknahme der K. 
Reſolution wieder ein. Der ganze Reichstag hatte ſich in Corpore an das Ufer 
begeben und den geliebten Prinzen im Triumph in die Stadt getragen. Abends 
6 Uhr eröffnete Se. K. H. in der Reichstagsſitzung, mit Freudenthraͤnen in den 
Augen, die Königl. Bewilligungen, und nun ſteigerte ſich das Freudeugeſchrei 
auf eine unerhörte Weiſe. Nachts war Preßburg erleuchtet, und es ſchien ein 
Flammenmeer. Es werden nun nur noch wenige Sitzungen des Reichstags ges 
halten, und daun die Sitzungen in Peſth wieder eröffnet. — In den ſtädtiſchen 
Jahrbüchern hat ſich das Umerhörte ereignet, daß ein Student die Initiative 
ergriff, und einen Aufruf zur Bildung eines nach Italien gehenden Frei⸗Korps 
erließ. Geſtern meldeten ſich bereits gegen 3000 Freiwillige, welche mit En— 
thuſiasmus zu den Fahnen eilten und ſich engagiren ließen. Die Ruhe der 
Hauptſtadt iſt geſtern, außer einer Volks-Demonſtration gegen den, der Liguorianer 


Partei angehörigen Pfarrer der Leopoldſtadt, Wießinger, der ſeit Jahren als ein 


Blutſauger der Armenvertheilungen allgemein verhaßt und verwünſcht wird, nicht 
geſtört worden. Hingegen erregte heute das neue Preßgeſetz in allen Klaſſen der 
Geſellſchaft die lebhafteſte Oppoſition. Auf der Aula wollten es die Studenten 
verbrennen. Heute werden überall Adreſſen dagegen geſammelt, und morgen 
gehen die Deputationen an den Kaiſer. Die zurückgekehrte ſtädtiſche Deputation 
aus Prag, welche die Robotfrage ſchneller gelöſt zu haben verlangt, hat heute 
Audienz bei Sr. Majeſtät dem Kaiſer. Bekanntlich hatte der Kaiſer die Loͤſung 
erſt im Jahre 1849 zugeſagt. 

In Folge der Adreſſen gegen das neue Preßgeſetz, welches die Univer⸗ 
fität, ſämmtliche Gelehrten und Buchhändler vorgeſtern Abend dem Miniſter des 
Innern von Pillersdorf überreichten, iſt von letzterem eine Umänderung des 
Preßgeſetzes augenblicklich zugeſagt worden. In Folge des hat ſich 
deofalls der Sturm etwas gelegt. 

Lemberg, den 31. März. (Berichtigung.) In Wienern Blättern vom 
27, d. M. leſen wir die Anzeige, als wenn in Galizien in Folge eines Aufſtandes 
eine plötzliche Aufhebung des Frohndienſtes und dadurch zugleich eine gewiſſe Bi: 
nanz⸗Revolution erfolgen ſollte. Wir müſſen dagegen bemerken, daß weder in Lem⸗ 

erg, noch in irgend einem andern Orte Galiziens ein Aufſtand ſtattgehabt hat, 
auch nirgends die Abſicht hervorgetreten iſt, den Frohndienſt aufzuheben (?). Wir 
t nnen vielmehr veiſichern, daß das Landvolt ſeine Pflichten vollkommen erfüllt 
— überall feine Anhänglichkeit an den Kaiſer, ſowie eine genaue Befolgung des 
EHE aufrichtig an den Tag legt. 
8 Frankreich. 
a Paris, den 1. April. Das Central⸗Comite für die allgemeinen Wah⸗ 
len hat vorgeſtern die 34 Kandidaten gewählt, welche den Bürgern des Seine⸗ 


zen in der Preußiſchen Feldmarſchalls⸗Uniform. 


Departements für die National-Verſammlung vorgeſchlagen werden ſollen. Man 
bemerkt darunter neben den ſämmtlichen 11 Mitgliedern der proviſoriſchen Regie⸗ 
rung fünf Arbeiter, wovon zwei Arbeiter-Journale redigiren: ferner Beranger, 
Lamennais, Thomas, Direktor des National, Andry de Puyraveau, d' Alton 
Shee und General Courtais. 

General Cavaignac hat das Kriegs-Miniſterium abgelehnt und die Regierung 
ſofort daſſelbe dem General Changarnier angeboten, der davon hoffentlich noch 
vor feiner Einſchiffung nach Algier Kenntniß erhalten wird. Cavaignae bleibt Ge⸗ 
neral-Gouverneur. 

Die Union ſagt: „Drei Lager, welche ſich gegenſeitig ſtützen und in ihrer 
Geſammtheit einen verfügbaren Effektivſtand von ungefähr 100,000 Mann bil⸗ 
den, werden ganz beſtimmt zu Dijon, Lyon und Grenoble errichtet werden. Im 
Falle eines Krieges und eines Marſches nach dem Königreich Sardinien wird das 
Hauptquartier der Franzöſiſchen Armee zu Lyon aufgeſchlagen werden, damit von 
dieſem Punkte aus die erſte Richtung der militairiſchen Unternehmungen geleitet 
werden kann. Das Vertheidigungs-Conſeil beſchäftigt ſich gegenwärtig damit, 
in umfaſſendem Maßſtabe eine raſche und leichte militairiſche Organiſationsweiſe 
für die Corps der Freiwilligen und der mobilen National- Garde feſtzuſtellen, bes 
ren Berufung zu den Waffen die politiſchen Ereigniſſe Europa's von einem Tage 
zum anderen auf den verſchiedenen Punkten des Franzöſiſchen Gebiets nöthig ma⸗ 
chen koͤnnen.“ 

Die Lokal-Behörden von Lyon haben im Einverſtändniß mit dem Regierungs⸗ 
Kommiſſar beſchloſſen, daß die nicht aus der Stadt gebürtigen Arbeiter gegen die 
Angriffe, welche ſie zu beſtehen haben, geſchützt werden ſollen. 

Herr Olivier Dufresne, General-Inſpektor der Gefängniſſe des Seine-De⸗ 
partements, iſt auf Befehl des Minifterd des Junern entlaſſen worden. 

Mehrere Regimenter haben Befehl erhalten, die Richtung nach Grenoble zu 
nehmen, we in Folge der Begebenheiten in der Lombardei ein Corps von 20 bis 
30,000 Mann gebildet werden ſoll. Hier ſprach man heute von einer Volks⸗ 
bewegung in Athen. Einige behaupteten gar, die Republik wäre daſelbſt ausge⸗ 
rufen und König Otto abgeſetzt worden. Es ſcheint dieß jedoch eines der vieler 
Gerüchte zu ſein, die ſeit einiger Zeit hier ausgeſprengt werden. A 

’ Großbritannien und Irland. 5 

London, den 29. März. Se. Königliche Hoheit der Prinz von Preußen 
machte geſtern bei dem Herzoge von Cambridge, der Herzogin von Gloceſter und 
Kent und dem Herzoge von Wellington Beſuche. Der Letztere empfing den Prin⸗ 
Am Morgen hielt der Prinz in 
dem Preußiſchen Geſandtſchafts⸗Hötel ein diplomatiſches Lever und dinirte Abends 
beim Prinzen Albrecht im Buckingham⸗Palaſt. 

Die Deutſchen, welche in Nottingham wohnen, haben eine Unterzeichnung 
zum Beſten der Hinterlaſſenen der in Berlin gefallenen Kämpfer eröffnet. „Wir 
hoffen,“ ſagen die Times, „daß dieſes Beiſpiel in den großen Fabrikſtädten 
nachgeahmt werden wird.“ 

Die M.⸗Chroniele enthält einen Artikel über Preußen, in welchem es 
heißt: „Weun es einen Kaiſer von Deutſchland geben ſoll, ſo hat Friedrich Wil⸗ 
helm dazu am meiſten Ausſicht. Oeſterreich wird, abgeſehen von der Unfähigkeit 
des regierenden Herrſchers, einige Zeit lang zu viel mit inneren Angelegenheiten 
zu thun haben, und hat einen ſo ſchwierigen Stand gegen ſeine Slaviſchen Reiche, 
daß es keine Hoffnung auf die Kaiſerwürde hegen darf. Baiern iſt in Unord⸗ 
nung; von den übrigen Fürſten hat kein einziger perſönlichen Charakter oder Ein⸗ 
fluß genug, um als Bewerber genannt zu werden.“ Das genannte Blatt ertheilt 
Preußen noch großes Lob wegen des unter den Bürgern herrſchenden geſunden po⸗ 
litiſchen Geiſtes. : 

Aus Dublin, vom 28., berichtet man, daß unter den dortigen Klaſſen eiu 
republikaniſcher Geiſt in ſtetem Zunehmen ſei. In Cork, Waterford und Kilkenny 
haben ſich die Arbeiter bewaffnet, und auch in Dublin erwartete man täglich einen 
Aufruhr. f 

Belgien. 

Gent, den 29. März, Abends. (Köln. Ztg.) Meine Geſchäfte führten mich 
heute nach Lille, von wo ich ſo eben zurückkehre und Ihnen daher aus eigener An⸗ 
ſchauung über den Verſuch Mittheilung machen kann, welchen ein Corps von 
1800 bis 2000 Freiſchärlern heute Morgens machte, über die Belgiſche Grenze 
bis Mouscron einzudringen, um das Land zu republikaniſtren. Gleichzeitig, als 
eine andere Schaar über Valenciennes in Belgien einzudringen verſuchte und in 
Quievrain fo vollftändig eingefangen ward, hatte ſich eine ſtarkere Schaar aus 
Paris per Eiſenbahn in der Richtung nach Lille begeben und zu Seclin, einer 
Station vor Lille, Halt gemacht, wo dieſe ungebetenen Gäſte ſeit drei Tagen die 
Einwohner beläftigen. Geſtern Abends endlich brachen fie gegen die Belgiſche Grenze 
auf, unter Anführung einiger Polhtechuiker, und langte dieſen Morgen drei Viertel⸗ 
ſtunden nordwärts Quievrain, auf der Straße von Turcein nach Tournay, in dem 
Belgiſchen Grenzderf „Risquonstout“ au, welcher Ortsname die Schaar beſonders 
auf dieſen Punkt augezogen haben mag. Die zu Mouseron ſtehende Vorhut eines 
Velgiſchen Obſervations⸗Corps, unter dem Befehle des Generals Fleury, hatte 
ſchon geſtern Abends Emiſſaite beobachtet, die in großer Anzahl über die Grenze 
kamen und das Terrain recognoscirten, angeblich um Taback zu kaufen. Viele 
dieſer Leute wurden verhaftet und noch in derſelben Nacht durch den von Tournay 
herbeigeeilten Gerichtsbeamten verhört. Noch andere Vorbereitungen mögen die 
Aufmerkſamkeit der Grenzbeamten angeregt haben, genug, es wurde vermuthet, 
daß am heutigen Tage etwas gegen Belgien unternommen werden ſollte, um das 
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Land und insbefondere die Provinz Flandern aufzuwiegeln und die Republik in 
Belgien zu proklamiren. Auf dieſe Wahrnehmungen hin wurden noch in der 
Nacht Befehle zu einer bedeutenden Truppen⸗ Heranziehung gegeben, und ganze 
Bataillone eilten auf langen Eifenbahnzügen von Antwerpen und Gent der Grenze 
zu, trafen aber, fo wie leider auch Schreiber dieſes, ein paar Stunden zu fpät ein, 
denn die kleine Avantgarde, aus 250 Mann des 5. Linien-Regiments und zwei 
Kanonen beſtehend, unter unmittelbarer Anführung des wackeren Generals Fleury, 
hatte die etwa 2000 Mann ſtarke Bande ſchon total geſchlagen und über die 
Grenze, welche ſie frevelhaft unter dem Rufe: „Es lebe die Republik!“ überſchrit— 
ten, in der größten Unordnung zurückgeworfen. Jene Bande, zum Theil aus der 
Hefe des Pariſer Volkes und aus etwa einem Drittheile Belgiſcher, in Frankreich 
beſchäftigt geweſener Arbeiter oder Tagelöhner, meiſtens aber aus ganz niederem 
Geſindel beſtehend, hatte Poſto neben und in dem oben genannten Dorfe gefaßt, 
als die kleine Kolonne des Belgiſchen Militärs gegen 8 Uhr Morgens heranrückte. 
Unter dem Rufe: „Vive la république! Vive la ligne!“ ſchwenkten ſie ihre 
Fahnen und rückten ihrerſeits gegen das Belgiſche Corps, welches aufmarſchirte 
und ſofort ein Pelotonfeuer eröffnete, das die Inſurgenten zweimal beantworteten, 
und während deſſen fie bei ihrer Ueberzahl Stich hielten. Da dbeplopirte die Bel— 
giſche Infanterie, und die hinter ihr aufgeſtellten zwei Kanonen eröffneten ein Kar— 
tätſchenfeuer, welches zur Folge hatte, daß ſchon beim dritten Schuſſe die Pariſer 
Citoyens ſich in Unordnung auflöſten, ihre Waffen wegwarfen und die Grenzesin 
größter Eile zu erreichen ſuchten. Es wurden nur ſechs Schüſſe gethan. Damit 
hatte die Sache ihr Ende erreicht, und ich ſah die ſiegreichen Truppen um 10 Uhr 
in Mouseron wieder zurückkehren, als wenn fie von einer Jagdpartie kämen. Bel⸗ 
giſcherſeits blieb ein Sergeant todt; drei Soldaten und ein Hauptmann wurden 
leicht verwundet. Von den Inſurgenten blieben 10 todt auf dem Platze; viele 
wurden verwundet, die ſich über die Grenze ſchleppten. Die Belgier erbeuteten 
500 Munitions-Gewehre und mehrere Fahnen. Ich ſah fpäter auf meiner 
Eiſenbahn⸗Tour nach Lille daſelbſt auf der Station Turein die rückkehrende Bande, 
faſt Alle zerlumpte Leute mit nur theilweifer Bekleidung, Viele ohne Strümpfe und 
Schuhe, Andere mit rothen Mützen, alle ohne Waffen, gänzlich demoraliſirt, todt— 
müde und hungrig umherſtehen und liegen; die wenigen Belgier darunter ſollten 
über die Belgiſche Grenze transportirt werden; die Franzoſen, worunter mehrere 
Gamins, verlangten nach Paris mit Eiſeubahnzügen zurückzukehren; ich ſah auch 
zwei ihrer Chefs: einen Polytechniker in der Uniform und einen jungen, gut geklei— 
deten Menſchen in Bürgertracht mit einer großen Trikolor-Schärpe. Sie waren 
ſehr niedergeſchlagen und ſchienen ſich überzeugt zu haben, daß ſie ſich bitter in 
ihren Erwartungen getauſcht. Hier und in allen Grenzorten, die ich paſſirte, 
äußerte man die lebhafteſte Zufriedenheit über dieſen Vorfall, deſſen Wirkung ähn⸗ 
liche Verſuche wohl fern halten wird. 
un 

Genua, den 25. März Heute Nacht kamen der Marcheſe Villamarina, 
Geſandter beim Toskaniſchen Hof, und Graf Rignon, Legationsrath, hier an; er— 
ſterer iſt mit einer Sendung an den Hof von Toscana, letzterer an den heiligen 
Stuhl und den Neapolitaniſchen Hof beauftragt. Sie überbrachten die k. Procla— 
mationen, durch welche Karl Albert den Eintritt ſeiner Truppen in das Lom— 
bardiſch-Venetianiſche Königreich anzeigt. Zu derſelben Zeit, als dieſe Herren Tu— 
rin verließen, begab ſich der Marcheſe Paſſalaqua als k. Kommiſſair bei der 
proviſoriſchen Regierung nach Mailand, welche die HH. Marcheſe Dadda und 
Graf Martini nach Turin geſandt hatte um dem König die Lom bardiſch— 
Venetianiſche Krone anzubieten. (A.- .) 

S ch 

Bern, den 27. März. Ein Aufruf an die Deutſchen in der Schweiz fordert 
dieſelben auf, ſich wo möglich militäriſch zu organiſiren, und ſich an die Deutſche 
demokratiſche Geſellſchaft von Paris anzuſchließen, welche bereits etliche tauſend 
Mitglieder, alle wohl ausgerüſtet, zähle, mit den Deutſchen in London, Brüſſel, 
Lyon und andern Franzöſiſchen Städten, ſo wie mit den Polen in Verbindung 
ſtehe und die Deutſche Pepublik proklamiren wolle. In Bern ſollen die Bürger 
eine Verſammlung von Deutſchen auseinander getrieben haben. 


Alles wie niedergeſchmettert. 


Bern, den 28. März. (D. 3.) Ueber Lola Montez ſind wir im Stande, 
folgende Aufklärungen zu geben. Sie reiſte von hier mit einem ruſſiſchen Hofrath, 
Baron v. Moller, nach München und brachte dort mehrere Stunden mit dem Kö⸗ 
nig auf dem Bolizeigebände zu. Der König gab ihr eine Anweiſung von 500,000 fl. 
auf Rothſchild in Frankfurt. Um dieſe Anweiſung, ehe Etwas dazwiſchen treten 
könne, zu realiſiren, ging Lola nach ihrer Zurückkunft ſogleich mit der Poſt nach 


Frankfurt ab, nur von den Bedienten des Hrn. Moller begleitet. Seit vorgeſtern 


Abend 9 Uhr iſt ſie wieder hier, mit dem Erfolg ſehr zufrieden. Kurz nach ihrer 
Zurücktunft beſuchte fie Peel, bei dem ſie'bis in die Nacht blieb. Sie ſpricht davon, 
ſich bei Vivay ein Gut kaufen, und daß der König, von dem faſt täglich Briefe 
anlangen, im Sommer hier mit ihr zuſammentreffen wolle. Die Abdankung des 
Königs haben wir heute erfahren. Ich möchte vermuthen, daß er damit nur gezoͤ⸗ 
gert habe, um vorher feine Geldverhältniſſe zu ordnen und Lola's Zukunft ſicher 
zu ſtellen. Wahrſcheinlich werden wir ihn alſo bald in der Schweiz fehen. 

(Basl. 3.) Durch ein Schreiben vom 26. März zeigt der Sardiniſche Ge⸗ 
ſandte dem Vorort an, daß König Karl Albert die Abſicht habe, in der Lombardei 
zu interveniren und daß die Armee, welche an der Grenze geſammelt iſt, unge⸗ 
ſäumt in dieſes Land einrücken werde. 


Rußland und Polen. 

Warſchan, den 1. April. (Schleſ. Ztg.) Es ſcheint nun endlich, als ob 
der Kaiſer die lange Ungewißheit brechen werde, in der nicht nur wir, ſondern 
das ganze weſtliche Europa über deſſen Haltung den neueſten Vorgängen gegen⸗ 
über ſich befunden hat. Bisher hat man uns auf eine wahrhaft offizielle Weiſe 
zu täuſchen geſucht über die Angelegenheiten in Polen. Unſere Garniſon iſt ſo gut 


wie gar nicht verſtärkt worden; man hat ſogar von vielen Seiten uns Polen Hoffe 


nung gemacht, der Kaiſer werde entweder Polen, im Einvernehmen mit ſeinen 
flirten, wiederherſtellen oder durch eine freiſinnige Verſaſſung an Rußland Anis 
pfen. Plötzlich hat man die Maske abgeworfen. Am 26. März (14. März a. 
Styls) iſt in der Metropole des heil. Iſaak zu St. Petersburg ein Kaiſerl. Ma— 
nifeſt durch den Erzbiſchof verkündigt worden, in welchem der Kaiſer dem ganzen 
Weſten den Fehdehandſchuh hinwirft. Als die Kunde davon hier anlangte, war 
Der Fürſt Statthalter wurde von allen Seiten be— 
drängt, ſo weit es ſich thun laſſe, Aufklärung zu geben. Bei einer ſolchen Ge— 
legenheit — und ich kann Ihnen dieſe Aeußerung mit meinem Ehrenworte verſi⸗ 
chern — ſagte der Fürft: binnen heute und zehn Tagen wird Europa das Schau: 
ſpiel erleben, daß 300,000 Mann Ruſſen in und um Warſchau concentrirt ſeyn 


werden. Inzwiſchen geht alles den gewohnten Gang. Aber die ſcheinbare Ruhe 
Warſchau's gleicht der Schwüle vor einem Gewitterſturm. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Köln, den 29. März. „Times“, „Morning Herald“, „Sun“ und an— 
dere Zeitungen haben Correſpondenten hierher geſchickt, die aber alle nicht ein 
Wort Deutſch verſtehen und ſich daher aufbinden laſſen, was ihnen Deutſche Res 
porters zu ſagen belieben. a 

Berlin. — In der Abtheilung der Wahnſinnigen im großen Charite, 
Krankenhauſe befinden ſich bereits ſechs Kranke, die vom politiſchen Wahnſinn 
befallen find. Dies iſt oſiziell. 

London. — Der Sun vom 30. März bringt folgende (bekanntlich falſche) 
Nachricht: Revolution in Polen. Zerſtörung Warſchaus. Berlin. 
Moutag (durch den elektriſchen Telegraphen): Am Donnerſtag (23. März) hat 
ich Warſchau erhoben und iſt über die Ruſſen hergefallen, deren es mehrere Hun⸗ 
derte tödtete. Warſchau liegt in Aſche, die Ruſſen haben ſich in die Citadelle ein— 
geſchloſſen, von wo fie die Stadt bombardirten. General Sobieski befindet ſich in 
Berlin, um 200 Geſchütze zu jedem Preiſe zu kaufen. Morgen verläßt uns die 
Polniſche Legion mittelſt Spezialzugs der Poſener Bahn ıc. ıc. 

Ein Piemonteſiſcher Jude hat fein ganzes Vermögen von 3 Millionem dem — 
Papſte Pius IX. vermacht. — Der Ankauf der Eiſenbahnen durch den Staat 
kann als eine ausgemachte Sache betrachtet werden. 


Stadt-Theater. 

Sonntag den 9. April zum Erſtenmale: Zopf 
und Schwerdt; großes hiſtoriſches Luſtſpiel in 5 
Abtheilungen von Karl Gutzkow. — Erſte Abtheil.: 
„Ein Morgen im Schloſſe in Berlin.“ — Zweite Ab⸗ 
theilung: „Der Arreſt.“ — Dritte Abth: „Hei⸗ 
raths-Bedingungen.“ — Vierte Abth.: „Das Tas 
baks⸗Kollegium““ — Fünfte Abth.: „Der Prinz von 
Wales“ — Zur Einleitung: Ouvertüre zu dem 
Italieniſchen Schäferſpiel: Re pastore, kom- 
ponirt von Friedrich dem Großen. 


Die 
Berliner Revolution, 


beſchrieben von Mitkämpfern und Augenzeugen, mit 
dem Bildniffe des Varrikadenhelden Heſſe, iſt fo 
eben angekommen und für 73 Sgr. zu haben bei 


Gebrüder Scherk in Poſen. 


Verlag von E. S. Mittler in Poſen. 
Specials Karte des Reg.⸗Bezirks Poſen. 
1 Kchlr. 10 Sgr. 


Die Königliche Luiſenſchule und die Töch⸗ 
terſchule des Seminars für Erzieherinnen 
beginnen den neuen Curſus Montag den 10ten 
d. M. 9 Uhr Vormittags. 

Poſen, den 4. April 1848. 


Dr. Barth. 


Seit Michacli vorigen Jahres wohne ich Bres⸗ 
lauerfiraße No. 19. eine Treppe hoch, und iſt mein 
Geſchäſts⸗Bureau täglich von 7 Uhr Morgens bis 
7 Uhr Abends ſtets geöffnet. 

Poſen, den 5. April 1848. 

Wilhelm Douglas, 
Juſtiz-Commiſſarius und Notarius. 


Heute empfing ich die längſt erwarteten Engliſchen 
Steinkohlen. Poſen, den 3. April 1848. 
Friedrich Barleben. 
Kleine Gerberſtraße No. 106. 


Den Herren Actionairen der Star⸗ 
gard⸗Poſener Eiſenbahn-Ge⸗ 
ſellſchaft erlaube ich mir die ganz 
ergebene Anzeige zu machen, daß ich 

von dem Directorio, unter den bishe⸗ 
rigen Modalitäten, zur Empfangnahme der ausge⸗ 
ſchriebenen Iten Rate, welche pro 100 Rthlr. — 9 
Rthlr. 6 Sgr., und pro 1000 Rthlr. Zeichnung — 
92 Rihlr. beträgt, beauftragt bin, und ſolche in 
Poſen, St. Martin 62., am Ilten d. M. in den 
Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr entgegenneh: 
men werde. 
Be, vn am 
uftrage des er Stargard-Poſe⸗ 
Im Auf gente Eifenbahn-Gefelfgart gard⸗Poſe 
Lamprecht, Special⸗Kaſſen⸗Rendant. 


In meinem Hauſe, Judenſtaße No. 3., verkaufe 
ich von heute ab geſundes wohlſchmeckendes Brod 
6 Pfund für 4 Sgr. und bitte um gütigen Zuſpruch. 

a Joſeph Feiler, Bäckermeiſter. 

(Extrablatt. ) 


Extra⸗Blatt 


zu 


N 83. der Zeitung für das Großherzogthum Poſen vom 7. April 1848. 


. Vereinigter Landtag. 

Die zweite Sitzung begann, unter Vorſitz des Fürſten zu Solms, am 
Aten Bormittags 104 Uhr mit Verleſung des Protokolls der vorigen und Er⸗ 
nennung der Abgeordneten v. Dolffs und v. Guden au zu Scerctairen für 
die gegenwärtige Sitzung. Der erſtgenannte Secretair verlas nun im Auftrage 
des vorfigenden Marſchalls das ſchon in der geſtrigen Zeitung enthaltene Königl. 
Propoſitionsdecret. 

Herr v. Seckendorf ergreift hierauf das 
gelegenheit. Er verlangt Ruhe und Sicherheit in den Berathungen. Die Re⸗ 
densarten von Deutſchlands Einheit und Größe haben ihn nicht befriedigt. Es 
herrſche thatſächlich allgemeine Anarchie, und die müſſe aufhören. Deshalb 
frage er die Miniſter, welche Maßregeln fie zur Herſtellung der Ordnung 
bereits getroffen, und was ſie noch in diefer Beziehung zu thun gedenken. Die 
vorgelegten Gejeg-Entwürfe reißen das Veſtebende ein und ſchwächen die Auc⸗ 
torität im Lande. (Zeichen der Verwunderung und Mißbilligung.) Dauere 
das ſo fort, ſo gehe Alles zu Grunde. Die Miniſter, als Perſonen können 
nur Vertrauen einflößen, nicht aber als ein Ganzes. Die Entwerthung aller 
Staats- und anderen Papiere zeige gleichfalls, wie es mit dem Vertrauen ſtehe. 
(Unterbrechung.) Des Grafen Arnim jüngſte Erklärung, den Ereigniſſen mög⸗ 
lichſt einen Schritt vorzuthun, könne das Vertrauen auch nicht beleben. Der 
Miniſter des Innern (Herr v. Auerswald) erwiedert, daß Seitens des 
Kabinets bereits in der nächſten Sitzung Auskunft über die Maßregeln gegeben 
werden folle, da die Anfrage zu plötzlich und ohne Anmeldung gekommen ſei. 
Vorläuſig könne er aber verſichern, daß ſowohl das Urnimſche, als das jetzige 
Ministerium die Zuſtände gehörig erſorſcht haben. Herr Gr. Arnim verthei⸗ 
digte hierauf feine jetzt angegriffene Acußerung. Herr v. Veckerath entgeg⸗ 
net, daß nicht die jetzige Regierung, ſondern die Ereigniſſe das Veſtehende ein⸗ 
geriſſen, und ein Syſtem, welches bisher vergebens mit Worten bekämpft, 
durch die That vernichtet habe. Das Vertrauen zu den Miniſtern habe die 
überwiegende Mehrheit des Landes in der Adreſſe ausgeſprochen, und das dürfe 
nicht bezweifelt werden. Hr. v. Seckendorf erläuterte, daß er das Alte auch 
nicht, aber doch jetzt ſchon Etwas fehen wolle. (Gelächter.) Der Landtags⸗ 
Kommiffar (Miniſter Camphauſen) giebt dem Redner anheim, ob die Tha⸗ 
ten des jetzigen Kabinets ſeinen und den Wünſchen der Mehrheit im Lande ent⸗ 
ſprechen. Inſofern der Redner aber einen Vorwurf daraus mache, daß er von 
den Thaten nichts fehe, fo müſſe er bemerken, daß der Bau ſich jetzt nur auf 
Legung von Grundſteinen beziehen könne. Schon die nächſten Tage werden in⸗ 
deß zeigen, ob die Eckſteine das Gebäude tragen. — Eine Fortſetzung dieſer 
Erörterung wird durch Abſtimmung beſeitigt. 

Herr v. Bismarck⸗Schönhauſen wünſcht, im Intereſſe des Landes, 
eine Andeutung über. Preußens auswärtige Politik, namentlich da die Un⸗ 

ſicherheit unſerer Verhältniſſe mit Dänemark ſchwer auf dem Handelsſtande laſte. 

Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten (v. Arnim) 
meinte zwar, daß im Allgemeinen hier nicht der Ort und die Zeit ſei, unſer 
dem Auslande gegenüber beobachtetes politiſches Syſtem ſchon darzulegen, freute 
ſich aber, daß ihm, namentlich Vetreffs Schleswig-Holſteins Gelegen⸗ 
heit werde, Das auszusprechen, was er bereits verſchiedenen Abgeordneten ers 
öffnet, zuerſt müſſe er einem Jerthum zuvorkommen. Wir hätten nämlich 
keinen Krieg mit Dänemark, ſondern nur „eine Expedition zum Schutze 
Deutſchen Gebiets und Wahrung Deutſchen Rechts“ gemacht. Damit befolg⸗ 
ten wir lediglich nur die Vorſchrift des Bundesbeſchluſſes, um den Ereigniſſen 
zuvor zu kommen. Durch Beſchluß vom 17. September 1846 habe ſich der 
Bund in dieſer Sache ſeine Schritte vorbehalten und Preußen anticipire nun, 
was der Vund thun werde. Die Veſorgniſſe, welche der Handels⸗ 
ſtand geäußert, ſeien auch weniger begründet. Dänemark werde 
weder die Expedition als Krieg betrachten, noch auch zu dem äußer⸗ 
ſlen, ganz aus der Zeit liegenden Mittel, Kaperbrie ſe auszugeben, ſchrei⸗ 
ten; die Däniſche Regierung kenne ihre eigene Stellung zu gut. Uebrigens 
haben wir Hoffnung, daß auch zu Lande ein Zuſammenſtoß werde vermie⸗ 
den werden, da eine befreundete Großmacht ihre Vermittelung angeboten habe. 
Der Minifter glaubte, daß dieſe feine Verſicherungen für den Augenblick be⸗ 
ruhigen würden. Damit wurde der Gegenſtand verlaſſen. 

Die Tagesordnung führte jetzt zu der Berathung über den „einige Grund⸗ 
lagen der künftigen preußiſchen Verfaſſung“ betreffenden Entwurf. 
Das Gutachten der Abtheilung verlas deren Referent Hr. (Syndicus) Mö⸗ 
wes (einer der drei Abgeordneten der Stadt Berlin), Nachdem die Abtheilung 
die Hoffnung ausgeſprochen, daß der Landtag der Regierung feine Unterſtützung 
nicht verſagen werde, das Gutachten auch nur ohne einem künftigen gefegge- 
benden Organ vorgreifen zu wollen, angefchen werde, empfiehlt fie die Annahme 
des §. 1. (Wegfall der Cautionen bei Herausgabe neuer Zeitungen). Der 
Marſchall eröffnet jetzt die Discuſſton der einzelnen Paragraphen. 

Herr v. Bardeleben ſpricht zwar ſein unbedingtes Vertrauen zu den 
Miniſtern aus, hält es aber nicht für rathſam, den Grundſtein der künftigen 
Verfaflung einer Verſammlung vorzulegen, welche durch die jüngſten Ereig⸗ 
niſſe habe befeitigt werden ſollen. Die Miniſier müſſen ihre Sympathien aus 
dem Vertrauen des Landes ſchöpfen und ſich nicht einen Sicherheitsbrief aus 
der Verſammlung geben laſſen wollen. 
die Vorlage einzugehen und die ſpagielle Verathung zurück zuweiſen. Das 

Niniſterium möge auf eigene Verantwortlichkeit handeln. Der Landtags⸗ 
Stem miſſar erwiederte daß dieſe doch den Miniſtern zu ſchwer ſei. 
Bolddaden die Vorlage gemacht, um in der Zwifhengeit bis zum Erſtehen der 
di vertretung mit dem beſtehenden gefeggebenden Organ zu berathen und 
Ne Anſicht zu beſeitigen, als ob es bei den Zuſicherungen bleiben ſollte. Die 
Fehr ug bitte daher, daß der Landtag auf die Verathung eingehe. Herr 
De. v. Winde erklärte es als eine Aufgabe des Landtags, der Anarchie zu 
gs Der Landtag habe Vertrauen im Lande, weil er Alles gethan, was 
ür Herſſellung des Rechtsbodens möglich geweſen , nur die Zuſammenſetzung 
des Landtages erwecke kein Vertrauen. Gegen eine Annahme, wie Hr. v. Bars 


Wort in einer allgemeinen An⸗ 


Deshalb ſchlage er vor: nicht auf 


deleben fe fo eben hier ausgeſprochen, müſſe er daher den Landtag ſchützen. 
Was dagegen die Geſetzvorlagen betreffe, jo wären fie dem Landtage nicht 
vorzulegen geweſen. Deshalb ſoll man die Berathung ablehnen. 

Miniſter Graf Schwerin: Die Vorlagen müſſen ſchleunig erledigt Were 
damit das Land aus dim Zuſtand der Unordnung komme. Ein Grſetz 
des ſtändiſchen Gutsachtens nicht aufgehoben werden, 
die Miniſter ſich gern darnach richten. Was die 
bei neuen Zeitungen betreffe, fo ſei fie noth⸗ 
wendig, weil ſie nur dem Gelde ein Vorrecht ſtiſte, während die ganze morali⸗ 
ſche Kraft des Landes in der Preſſe wirken ſolle. Hr. v. Bardeleben recht⸗ 
fertigte feine Arußerungen mit dem Bemerken, daß ja das Preßgeſetz ohne Bei⸗ 
rath des Landtags erlaſſen worden. Gr. Schwerin: Das war vor unferm 
Eintritt. Hr. v. Patow: Wenn der Landtag die Berathung ablehne, ſo ta⸗ 
dele er das Miniſterium, was er doch nicht wolle. 

Referent! Die Abtheilung habe auch die Competenzfrage erörtert, ſich 
aber für die Verathung entſchieden. Der Landtags⸗Com miſſar meinte, 
es ſchiene ihm unendlich gefährlich, wenn ſich die Miniſter als Dictatoren ans 
fehen wollten. Hr. v. Mylius: Es ſei höchſt gewagt, den Beirath zu vers 
weigern. Die Nothwendigkeit eines Proviſoriums liege in den Zuſtänden. Hr. 
Siebig (aus Breslau): Auch wir waren früher der Anſicht, ohne Land⸗ 
tag vorzugehen, find jetzt aber gewillt uns anzuſchließen. Die Vorlagen heben 
Mißverhältniſſe auf und beruhigen das Publikum. Darum müſſen wir die 
Regierung ſtützen. Auch Hr. Meviſſen ſpricht ſich für Brrathung der Vor⸗ 
lage und Beendigung des geſetzloſen Zuſtandes aus. Schon vor Berathung 
des Wahlgeſetzes müſſe die völlige Gleichſtellung aller Glaubensbekenntniſſe aus⸗ 
geſprochen ſein. Der BVardelebenſche Antrag wird nicht unter⸗ 
fügt, und der §. 1. faſt cinſtimmig angenommen. 

Ref. lieſt das Gutachten zu F. 2. (Gerichtsſtand für 
deſſen Annahme empfohlen wird. 

Hr. Neumann meint, daß dadurch inſofern eine Verſchlechterung eintrete, 
als bisher das Kammergericht über Staatsverbrechen, und zwar nach den Grund⸗ 
ſätzen der Oeffentlichktit und Mündlichkeit, entſchieden. Er beantragte daher 
das Amendement: daß die Regierung alsbald die Oeffentlichkeit und Mündlich⸗ 
keit der Rechtspflege allgemein, mindeſtens aber für alle Staats⸗ und Preßver⸗ 
gehen Geſchwornengerichte, und zwar ſo bald wie nur thunlich, einführe. (Der 
Antrag wird unterſtützt.) Hr. Meviſſen macht für die Rheinprovinz das 
Amendement: bei politiſchen und Prek verbrechen, wie bei Vergehen die Geſchwo⸗ 
renen urtheilen zu laſſen. (Das Amendement wird unterſtützt.) Juſtizminiſter 
Bornemann: Wir wollen jetzt nichts Neues ſchaffen, ſondern nur alte Hin⸗ 
derniſſe befeitigen. Noch können wir nicht mit einem Interimiſtikum vortreten. 
Hr. Neumann nimmt ſein Amendement, auf des Ref. Bemerkung, daß daſ⸗ 
elbe nur eine neue Petition ſei, zurück; das des Hrn. Meviſſen wird bei der 
Abſtimmung angenommen; ebenſo der 8. 2. mit dem ihm gemachten Zuſatze. 

Ref. lieft $. 3. und das dazu gehörige Abtheilungs⸗Gutachten, welches die 
Gefege vom 29. März 1811, fo weit fie den Richterſtand betreffen, gänzlich be⸗ 
feitigt wiſſen will. Der Juſtizminiſter Bornemann erklärt dieſe Geſetze für 
ein Unding, welche den Richterſtand in Gefahr gebracht, das Vertrauen zu 
ſich, und das Publikum dahin bringen gekonnt, das Vertrauen zu den Rich⸗ 
tern zu verlieren. Der $. wird faſt einſtimmig angenommen. 

Der von dem Vereinigungs- und Verſammlungsrechte handelnde §. 4. rief 
lebhafte und anhaltende Debatten hervor. Die Abtheilung hatte folgende Zus 
fäge vorgeſchlagen: „Auch Verſammlungen unter freiem Himmel koͤn⸗ 
nen, infofern ſie für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefahrbrin⸗ 
gend ſind, von der Obrigkeit geſtattet werden. Eben fo find alle Preußen be⸗ 
rechtigt, zu ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, ſich 
ohne vorgängige polizeiliche Erlaubniß in Geſellſchaſten zu vereinigen.“ Fürſt 
Lychnowski if für den Vorſchlag und Aufgabe der weder gerechten, noch 
billigen Reſtrictionen. Geſchloſſene Verſammlungen feien ohnehin viel gefähr- 
licher, als die öffentlichen. Uebrigens ſei der F. faſt wörtlich dem Art. 19. der 
Belgiſchen Verfaſſung entlehnt und deshald wünſchenswerth ſtatt „Obrig⸗ 
keit“ „Kommunalbehörden“ zu ſetzen. Dahin gebe ſein Vorſchlag. Auf die 
Erinnerung, daß vielleicht „Polizeibehörde“ zu fegen, entgegnet der Fürſt L., 
daß er nur habe den Ausdruck „Obrigkeit“ befeitigen wollen. Die Allgemeine 
heit deffelben vertheidigt der Miniſter Graf Schwerin, bei uns feien nämlich, 
wie bekannt, nicht überall Kommunal- und Polizeibehörden mit einander ver⸗ 
bunden. Ref.: Die Abtheilung hat den Ausdruck „Obrigkeit“ gewählt, weil die 
Polizei dem Geſichtspunkt etwas Gchäſſiges gebe. Hr. Winzler beantragt, 
daß ſich alle Preußen, ohne jegliche Erlaubniß, friedlich und unbewaffnet ſol⸗ 
len verſammeln dürfen. Der Fürſt Lychnowski nimmt ſeinen Antrag zurück. 
Frhr. v. Vincke erklärt ſich gegen den Paragraph nebſt allen dazu gemachten 
Amendements. Er will überhaupt keine Geſetzwidrigkeit legaliſirt wiſſen und 
die künftige Vertretung vor dem Einfluß von Volksverſammlungen bewahren. 
Landtags-Kommiſſar: Nicht weil Geſetzwidriges vorgekommen, habe die 
Regierung den Vorſchlag gemacht, im Gegentheil wolle fie die Volksverſamm⸗ 
lungen moͤglichſt ſchrankenlos und zahlreich zulaſſen. Wenn den Volksverſamm⸗ 
lungen andere gegenüber kreten und die Regierung dazwiſchen ſtehe, ſo werden 
ſich die Anſichten ſchon klären. Deshalb müſſe die Regierung bei dem Para⸗ 
graphen beharren. Miniſter Hanſemann: Andere Grundſätze und ein ande⸗ 
res Syſtem ſtien angenommen. Fortan werde die öffentliche Gewalt auch die 
öffentliche Meinung darſiellen; dann habe die Polizei nichts Gehäſſiges mehr, 
erſcheine vielmehr als Hüterin der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Stoße 
man ſich daher jetzt nicht an Worte. Hr v. Beckerath: Man könne dem 
guten Geiſte des Volkes vertrauen. Die Beſchränkung der Abtheilung hebe 
aber dies Geſetz eigentlich auf und deshalb folle man die „geſchloſſenen Räume“ 
aus dem Geſetze entfernen. Miniſter Hanſemann bedauert, dieſem Vor⸗ 
ſchlage nicht beitreten zu können. In Belgien, WO die Freiheit durch Bürg⸗ 
ſchaften feſigeſtellt ſei, ſeien die Verſammlungen im Freien auch der Polizei» 
Erlaubniß unterworfen; denn wie wolle man z. B. in einer Stadt den freien 


den, 
könne ohne Einvernehmen 
und hier, wie überall, werden 
Aufhebung der Cautionsbeſtellung 


Staatsverbrecher), 
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Verkehr erhalten? Wir können keinesweges annehmen, daß die Behörden die 


Erlaubniß zu Volksverſammlungen je von der Erwägung abhängig machen wer- 
den, ob der Zweck der Verſammlung der Regierung genehm oder unangenehm 
fei, denn die alten Zuſtände können nicht wiederkehren. Hr. Gier beantragt 
auch die Streichung der Worte „geſchloſſene Räume.“ 

Miniſter v. Auerswald: Die Mafregel der Regierung habe keineswegs 
das Ziel, die Verſammlungen im Freien zu hindern, es fei nur poſitiv unmög⸗ 
lich, jede Berfammlung im Freien ohne Weiteres zu geſtatten, da der öffent⸗ 
liche Verkehr berückſichtigt werden müſſe. Herr Milde ſchlägt vor, daß Ver⸗ 
ſammlungen unter freiem Himmel nur in einer Entfernung von 100 Schritten 
von jeder öffentlichen Landſtraße gehalten werden dürfen und bezieht ſich auf 
Amerika und England, wo gleiche Vorſchriften beſtehen. Herr v. Gottberg 
ſpricht für die urſprüngliche Faſſung des Entwurfs, indem z. B. in Pommern 
den Bewohnern des platten Landes das unbedingt freie Vereinigungsrecht nicht 
gewährt werden könne. Hr. v. Saucken-Tarputſchen ſieht keine Gefahr 
in Volksverſammlungen, auch in den nach Sonnenuntergang zu haltenden. 
Hr. v. Bardeleben hebt den großen Widerſpruch hervor, der darin liege, 
von dem Repreſſiv⸗ zu dem Präventiv-Syſtem überzugehen. Volksverſamm⸗ 
lungen müßten daher auch im Freien ohne Anfrage bei den Vehörden gehalten 
werden dürfen. Der Miniſter v. Auerswald und Gr. Schwerin vertheidi⸗ 
gen nochmals die Faſſung des Entwurfs. Hr. v. Beckerath beantragt die 
Faſſung: „Auch Verſammlungen unter freiem Himmel können an einem, von 
der Obrigkeit genehmigten Platze ſtattfinden.“ Die Discuſſion iſt, nachdem 

der Landtags⸗Kommiſſar auch noch das Wort genommen, erſchöpft, und es 
entſpann ſich eine Erörterung über die Frageſtellung. Die erſte Frage lautete: 
Stimmt die Verſammlung dem $. 4. mit den Zuſätzen der Abtheilungen bei? 
Die Frage wird faſt einſtimmig bejaht. Ebenſo die zweite, daß der, von 
freier Vereinigung handelnde zweite Satz des §. 4. nach den Vorſchlägen der 
Abth. angenommen werde. (Das betreffende Miniſterium hatte übrigens ſchon 
in den Berathungen der Abth. deren Vorſchläge gutgeheißen. 

Ehe zu F. 5. geſchritten wurde, verlas der Sekretär, im Auſtrage des 
Marſchalls, nachſtehende K. Botſchaft: . 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 

ꝛc. ꝛc. 
entbieten Unſeren zum zweiten Vereinigten Landtage verſammelten Ständen 
Unſeren Königlichen Gruß. 

Wenngleich bei Berufung Unſerer getreuen Stände Unſer Wunſch und 
Unſere Abſicht dahingegangen iſt, denenſelben hauptſächlich nur das Wahlgeſetz 
für die nächſt zuſammenkommende Volks-Vertretung zur Berathung vorzulegen, 
ſo haben ſich dennoch inmittelſt Verhältniſſe ſolcher Dringlichkeit herausgeſtellt, 
daß Wir Uns ſowohl behufs der Sicherung des Staates nach außen, als zur. 
möglichſten Aufrechthaltung und Unterſtützung des ſchwer bedrohten Handels 
und Gewerbfleißes und dadurch zugleich zur Sicherung des Lebensunterhaltes 
für die zahlreichſte Klaſſe der Staatsbürger, genöthigt ſehen würden, alsbald 
zur Herbeiſchaffung der für den einen, wie für den anderen Zweck erforderlichen 
Geldmittel, ſoweit letztere weder aus den beſtehenden Abgaben zu decken, noch 
aus den Veſtänden des Staatsſchatzes zu entnehmen find, die erforderlichen Ge⸗ 
ſetzes⸗Entwürſe vorzulegen, wenn irgend es thunlich geweſen wäre, Entwürfe jo 
umfaflender Art in der dafür nur zu Gebot ſtehenden Friſt mit hinlänglicher 
Vollſtändigkeit und Sicherheit erwogen und ausgearbeitet zu ſehen. 

Da aber die Dringlichkeit des Bedürfniſſes es ſchwerlich geſtatten würde, 
der Aufbringung der erforderlichen Geldmittel für vorgedachte Zwecke bis zur 
Einberufung der Volksvertretung Anſtand zu geben, als geſinnen Wir Unſeren 
getreuen, zum zweiten Vereinigten Landtag verſammelten Ständen im voraus 
ihre Zuſtimmung zu ertheilen, 1 

daß unter der Verantwortlichkeit Unſeres Miniſterii gegen die zunächſt 

zuſammenkommende Volksvertretung die zum äußeren Schutze der Mo⸗ 

narchie ſowohl, als zur Wiederherſtelluug des Kredits und zur Auf⸗ 
rechthaltung der Induſtrie, erforderlichen außerordentlichen Geldmittel, ſei 
es mittelſt neuer oder Erhöhung älterer Steuern, dürfen erhoben oder durch 
rechtsgültig zu kontrahirende Anleihen dürfen beſchafft werden. 

Gegeben Potsdam, den 4. April 1818. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
Graf von Schwerin. von Auerswald. Bornemann. Arnim. 

Hanſemann. von Reyher. 

Der Finanzminiſter Hanſemann begründet dieſen außerordentlichen Wors 
ſchlag in der Kürze. Mißkredit und Unſicherheit haben ſich der Gemüther be— 
mächtigt, weil man Krieg nach außen, Anarchie im Innern fürchte. Dem Uebel 
müſſe man entgegentreten. Große Gefahren erfordern aber große Mittel. Preu⸗ 
ßen u. Deutſchland müſſen dem Auslande gegenüber ſtark fein, um den Krieg zu vers 
meiden. Dieſes Starkſein koſte Geld. Alles, was die Regierung bisher ge— 
than habe, ſei zur Begründung der Freihrit und Ordnung geſchehen. Die 
Furcht müſſe endlich aufhören. Die Gewerbe ſtocken, und eine zahlreiche Wer 
völkerung, welche im Schweiße ihres Angeſichts arbeite, werde, wenn das ſo 
fortvauere, bald das Nothwendigſte entbehren. Dem Wachſen der Verkehrs 
ſtockung ſei daher auch entgegen zu wirken Die Regierung habe der Bank be— 
reits in dieſen Tagen 3 Millionen Thaler zur Velebung des Disconto⸗Verkehrs 
überwiefen; außerdem habe der König heut genehmigt, daß das Finanz⸗ 
minifterium mit I Mill. Thaler Disconto und Beleihungs⸗Kaſſen 
unterſtütze. Dies reiche aber keinesweges aus. Außerdem müſſe überall eine 
gleichmäßige Vefteuerung eintreten. Die Mahl- und Schlachtſteuer belaſte die 
handarbeitenden Klaſſen vorzugsweiſe. Der König habe deshalb genchmigt, 
daß Uebergänge der Klaſſenſteuer gemacht werden und die Mahlſteuer da, wo 
es gewünſcht werde, aufhöre. Die Gefegfammlung werde unverzüglich die dies 
fälligen Verordnungen bringen. ’ 

Nachdem der Miniſter noch den Marſchall erſucht hatte, die Wahl der 
betreffenden Abtheilung ſofort zu veranlaſſen, wurde in der Berathung des Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfs über „einige Grundlagen der künftigen Verfaſſung“ fortgefahren. 
Der F. 5., zu welchem die Abtheilung nichts eriunert hatte, wurde ohne Der 
batte angenommen. Die Erörterung des F. 6 hatte die Abtheilung auszu⸗ 
ſetzen vorgeſchlagen und fie lediglich der tonftitwirenden Verſammlung zu übers 


Camphauſen. 


laſſen. Die Verſammlung nahm, nachdem die Miniſter noch dafür geſpro— 
chen, den §. 6. ſchließlich an. 
Der Marſchall erſuchte die Mitglieder, ſich noch uicht zu entfernen, da 
Se. Majeſtät der König ſie zu ſehn wünſche. Nach abgehaltener Cour er— 
nannte der Marſchall die Mitglieder der Abtheilung zur Vorberathung der 
neuen Königl. Botſchaft. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr.) 


Die in neuerer Zeit in manchen Gegenden vorgekommenen Exzeſſe und 
Angriffe gegen die Perſouen und das Eigenthum veranlaffen den Juſtiz-Mini⸗ 
ſter, dem (Tit.) es zur beſonderen Pflicht zu machen, gegen derartige Geſetzes— 
Uebertretungen mit aller Energie einzuſchreiten und die Schuldigen ſo ſchleunig 
als möglich der verdienten Strafe entgegenzuführen. 

Von dem bewährten Pflichteifer der Juſtiz-Beamten erwartet der Juſtiz⸗ 
Miniſter, daß dieſelben unter keinen Umſtänden ihren Poſten verlaſſen, und 
gerade jetzt, in den Zeiten der Aufregung, ohne Rückſicht auf ihre Perſon, 
überall dem Geſetze Geltung zu verſchaffen wiſſen werden. 

Berlin, den 4. April 1848. 

Der Juſtiz-Miniſter Bornemann. 
An ſämmtliche Königliche Obergerichte und den General-Prokurator zu Köln. 


Berlin, den 5. April. Die Nr. 10. der Geſetz-Sammlung enthält die 
proviſoriſche Verordnung, die Aufhebung der Mahlſtcuer und deren Erſatz 
durch eine direkte Steuer betreffend, vom 4. April 1818: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen, 

ꝛc. ic. 
verordnen auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, für den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie, was folgt: a 

F. 1. Die auf Grund des §. Uh. des Geſetzes über die Einrichtung des Abs 
gabenweſens vom 30. Mai 1820. (Geſetz⸗San ml. S. 131.) und des Geſetzes 
wegen Entrichtung einer Mahl- und Schlachtſteuer von demſelben Tage (Geſ. 
Samml. S. 113 zur Hebung kommende Mahlſteuer hört in denjenigen Städ— 
ten, deren verfaſſungsmäßige Vertreter bei der vorgeſetzten Regierung darauf 
er r an dem von Unſerem Finanz-Miniſter zu beſtimmenden 
Tage auf. 

; §. 2. An Stelle der Mahlſteuer tritt eine direkte Steuer, deren Form 
der Wahl der betreffenden Kommune unter Genehmigung Unſerer Miniſter des 
Innern und der Finanzen überlaſſen bleibt. Dieſelbe iſt in denjenigen Städten, 
wo direkte Kommunalſteuern bereits beſtehen, als Zuſchlag zu den letzteren, wo 
dergleichen Steuern noch nicht beſtehen, oder wo die Einrichtung der beſtehen— 
den Steuern die Aufbringung der neuen Steuer im Wege des Zuſchlages nicht 
oder uur zum Theil geſtattet, nach Maßgabe eines von der Kommunal-Ve⸗ 
hörde der vorgeſetzten Regierung einzureichenden, von Unſeren Miniſtern des 


Innern und der Finanzen zu genehmigenden Regulativs zu erheben. 


Handarbeiter, Tagelöhner uud alle ihren Erwerbs-Verhältniſſen nach in 
ähnlicher Lage befindliche Perſonen ſind von Entrichtung der Steuer befreit. 
Den Kommunen bleibt es überlaſſen, dieſe Befreiung näher feſtzuſtellen. 

§ 3. Die Steuer bildet für eine jede Stadt ein feſtes Kontingent, deſſen 
Betrag zwei Drittheilen des im Durchſchnitt der drei Jahre 1844, 1845 und 
1846 in der Stadt aufgekommenen Rohertrags der Mahlſteuer gleichkommt. 

§. 4. Das Veranlagungs-Geſchäſt geſchieht durch die Kommunal- Bes 
hörde. Wegen des hierbei, ſo wie bei Reklamationen gegen die Veranlagung, 
zu beobachtenden Verfahrens kommen die in den beſtehenden, beziehungsweiſe in 
den neu zu erlaſſenden Kommunal: SteuersRegulativen enthaltenen Vorſchriften 
zur Anwendung. 

F. 5. Die Erhebung der Steuer liegt den Städten ob, welche dafür 4 
Prozent von dem Kontingente in Abzug bringen. Die Kommunal-Behörde 
fübrt am Iſten jeden Monats ein Zwölſtheil des von der Stadt aufzubringen⸗ 
den Kontingents an die Staats⸗Kaſſe ab. Rückſtände und Ausfälle werden aus 
88 3 vorgeſchoſſen und erforderlichenfalls durch Wiederumlagen 
gedeckt. 

§. 6. Wenn einzelne Städte die Fortdauer der Mahlſteuer vorziehen, fo 
iſt der Kommunal-Vehörde ein Drittheil des Rohertrages dieſer Steuer behufs 
Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen durch Ausführung öffentlicher 
Arbeiten oder auf andere den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Art zu 
überweiſen. 

8 Gegenwärtige Verordnung tritt außer Kraft, ſobald über die mit 
der künftigen Volksverſammlung zu vereinbarende anderweite Regulirung des 
Abgabenweſens auf verfaſſungsmäßige Weiſe Veſtimmung getroffen iſt. 

So geſchehen Potsdam, den 4. April 1848. 

; Friedrich Wilhelm. 
Graf von Schwerin. von Auerswald. Dr. Bornemann, 
von Arnim. Hanſemann. von Reyhher. 


Camphauſen. 


Rendsburg den 31. März. Das geſtern hier formirte Batalllon des 
Major von Schröder, circa 800 Mann ſtaͤrk, wurde mit der Nr. 5. in die 
Herzogthümer aufgenommen und ging heute nach dem Norden ab. Der Ca⸗ 
pitain F von Hedemann mit 300 Mann Jäger und das erſte Freicorps von 
250 Mann ſchloſſen ſich der Infanterie an, fo daß die 1. heute nach dem 
Norden abgehende Mannſchaft circa 1350 Mann ſtark iſt. Das ganze Kom- 
mando des General- Major von Krohn beträgt jetzt cirea 500 Mann. 


Hamburg, den 3. April. Se. Königliche Hoheit der Prinz Waldemar 
von Preußen iſt hier eingetroffen; die Preubiſchen Truppen ctwa 5000 Mann, 
werden morgen und übermorgen folgen, jedoch theilweife direkt nach Altona 
gehen, wo fi ein General v. Bonin befindet. Die Hannoverſchen waren bis 
heute Mittag nicht in Harburg angelangt. 


DSB R ——— 


